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159. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Voll-
streckung ausländischer Schiedssprüche

160. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens zur Bekämpfung des
Terrorismus

161. Kundmachung: Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Minister für Verkehr der
Republik Italien und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr der Republik Österreich

159. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen findet auf Grund von Erklärungen des
Vereinigten Königreichs und der Volksrepublik China das Übereinkommen über die Anerkennung und
Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 50/1997) auf die Sonderverwaltungsregion Hongkong weiterhin
Anwendung.

Die Regierung der Volksrepublik China hat erklärt, daß das Übereinkommen in der
Sonderverwaltungsregion Hongkong nur auf die Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen,
die auf dem Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates ergangen sind, angewendet wird.

Klima

160. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Übereinkommens zur Bekämpfung des Terrorismus

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus (BGBl.
Nr. 446/1978, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 135/1996) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

Estland 27. März 1997
Litauen 7. Februar 1997
Malta 19. März 1996
Rumänien 2. Mai 1997
Ungarn 6. Mai 1997

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben nachstehende Staaten Vorbehalte
erklärt:

Estland:

Gemäß Art. 13 Abs. 1 und im Sinne dessen Bestimmungen behält sich Estland das Recht vor, die
Auslieferung in bezug auf eine in Art. 1 genannte Straftat, die es als politische Straftat oder als eine mit
einer politischen Straftat zusammenhängende Straftat ansieht, abzulehnen.

Malta:

Malta ratifiziert das Übereinkommen vorbehaltlich der Bestimmungen der Maltesischen Verfassung,
die der Auslieferung bei Straftaten politischer Natur zugrunde liegen und erklärt ferner gem. Art. 13
Abs. 1, daß es sich das Recht vorbehält, die Auslieferung in bezug auf eine in Art. 1 genannte Straftat,
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die es als politische Straftat oder als eine mit einer politischen Straftat zusammenhängende Straftat oder
als eine auf politischen Beweggründen beruhende Straftat ansieht, abzulehnen.

Ungarn:

Unbeschadet seiner in Art. 13 Abs. 1 auferlegten Verpflichtung behält sich Ungarn das Recht vor,
das Ersuchen um Auslieferung in bezug auf eine in Art. 1 angeführte Straftat abzulehnen, wenn die
Straftat als eine politische angesehen wird. Ungarn legt seinen Vorbehalt in dem Sinne aus, daß
vorsätzliche Tötung oder vorsätzliche Tötung enthaltene Straftaten nicht als politische Straftaten
angesehen werden.

Klima

161. Kundmachung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr betreffend
Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Minister für Verkehr der Republik
Italien und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik
Österreich

Gemäß § 2 Abs. 5 Z 5 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1996 (BGBlG), BGBl.
Nr. 660, wird kundgemacht:

Die Vereinbarungen zwischen dem Minister für Verkehr der Republik Italien und dem Bundes-
minister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich

1. gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von Gemischen von Chlordifluor-
methan (R 22) und 1-Chlor-1,1-difluorethan (R 142b) (BGBl. Nr. 202/1993) und

2. gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend die Beförderung von Perchlorylfluorid (BGBl.
Nr. 677/1994)

sind auf Grund der mit 1. Jänner 1997 in Kraft getretenen Änderungen der Anlage A und B zum
Europäischen Übereinkommen über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) 1) obsolet und nach Herstellung des beiderseitigen Einvernehmens mit diesem Tag widerrufen
worden.

1) Kundgemacht in BGBl. III Nr. 22/1997

Einem


